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(Nr. 2321.) Bürgerliches Gesetzbuch. Vom 18. August 1896.  
 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen II. 
Verordnen im Rahmen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des 
Bundesraths und des Reichtags, was folgt: 

... 

 

§. 275. 
Der Schuldner wird von der Verpflichtung zur Leistung frei, soweit die 

Leistung infolge eines nach der Entstehung des Schuldverhältnisses eintretenden 
Umstandes, den er nicht zu vertreten hat, unmöglich wird. 

Einer nach der Entstehung des Schuldverhältnisses eintretenden 
Unmöglichkeit steht das nachträglich eintretende Unvermögen des Schuldners zur 
Leistung gleich. 

§. 276. 
Der Schuldner hat, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist, Vorsatz und 

Fahrlässigkeit zu vertreten. Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer Acht läßt. Die Vorschriften der §§. 827, 828 finden Anwendung. 

Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im voraus 
erlassen werden. 

§ 277. 

Wer nur für diejenige Sorgfalt einzustehen hat, welche er in eigenen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt, ist von der Haftung wegen grober 

Fahrlässigkeit nicht befreit. 

§. 278. 
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und 

der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in 
gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des §. 
276 Abs. 2 findet keine Anwendung. 

§. 279. 
Ist der geschuldete Gegenstand nur der Gattung nach bestimmt, so hat 

der Schuldner, solange die Leistung aus der Gattung möglich ist, sein 
Unvermögen zur Leistung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein Verschulden 
nicht zur Last fällt. 

§. 280. 
Soweit die Leistung in Folge eines von dem Schuldner zu vertretenden 

Umstandes unmöglich wird, hat der Schuldner dem Gläubiger den durch die 
Nichterfüllung entstehenden Schaden zu ersetzen. 

Im Falle theilweiser Unmöglichkeit kann der Gläubiger unter Ablehnung des 
noch möglichen Theiles der Leistung Schadensersatz wegen Nichterfüllung der 
ganzen Verbindlichkeit verlangen, wenn die theilweise Erfüllung für ihn kein 
Interesse hat. Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorschriften 
der §§. 346 bis 356 finden entsprechende Anwendung. 



 

§. 281. 
Erlangt der Schuldner in Folge des Umstandes, welcher die Leistung 

unmöglich macht, für den geschuldeten Gegenstand einen Ersatz oder einen 
Ersatzanspruch, so kann der Gläubiger Herausgabe des als Ersatz Empfangenen 
oder Abtretung des Ersatzanspruchs verlangen. 

Hat der Gläubiger Anspruch auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung, so 
mindert sich, wenn er von dem im Abs. 1 bestimmten Rechte Gebrauch macht, 
die ihm zu leistende Entschädigung um den Werth des erlangten Ersatzes oder 
Ersatzanspruchs. 

§. 282. 
Ist streitig, ob die Unmöglichkeit der Leistung die Folge eines von dem 

Schuldner zu vertretenden Umstandes ist, so trifft die Beweislast den Schuldner. 

§. 283. 
Ist der Schuldner rechtskräftig verurtheilt, so kann der Gläubiger ihm 

zur Bewirkung der Leistung eine angemessene Frist mit der Erklärung bestimmen, 
daß er die Annahme der Leistung nach dem Ablaufe der Frist ablehne. Nach dem 
Ablaufe der Frist kann der Gläubiger Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
verlangen, soweit nicht die Leistung rechtzeitig bewirkt wird; der Anspruch auf 
Erfüllung ist ausgeschlossen. Die Verpflichtung zum Schadensersatze tritt nicht 
ein, wenn die Leistung in Folge eines Umstandes unmöglich wird, den der 
Schuldner nicht zu vertreten hat. 

Wird die Leistung bis zum Ablaufe der Frist nur theilweise nicht bewirkt, so 
steht dem Gläubiger auch das im §. 280 Abs. 2 bestimmte Recht zu. 

§. 284. 
Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach 

dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der 
Mahnung steht die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines 
Zahlungsbefehls im Mahnverfahren gleich. 

Ist für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt, so kommt 
der Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn er nicht zu der bestimmten Zeit 
leistet. Das Gleiche gilt, wenn der Leistung eine Kündigung vorauszugehen hat 
und die Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, daß sie sich von der 
Kündigung ab nach dem Kalender berechnen läßt. 

§. 285. 
Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung in Folge 

eines Umstandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. 

§. 286. 
Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug entstehenden 

Schaden zu ersetzen. 
Hat die Leistung in Folge des Verzugs für den Gläubiger kein Interesse, so 

kann dieser unter Ablehnung der Leistung Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorschriften der 
§§. 346 bis 356 finden entsprechende Anwendung. 

§. 287. 
Der Schuldner hat während des Verzugs jede Fahrlässigkeit zu vertreten. 

Er ist auch für die während des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit 
der Leistung verantwortlich, es sei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger 
Leistung eingetreten sein würde. 

§. 288. 
Eine Geldschuld ist während des Verzugs mit vier vom Hundert für das Jahr 

zu verzinsen. Kann der Gläubiger aus einem anderen Rechtsgrunde höhere 
Zinsen verlangen, so sind diese fortzuentrichten. 



Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 

§. 289. 
Von Zinsen sind Verzugszinsen nicht zu entrichten. Das Recht des 

Gläubigers auf Ersatz des durch den Verzug entstehenden Schadens bleibt 
unberührt. 

§. 290. 
Ist der Schuldner zum Ersatze des Werthes eines Gegenstandes verpflichtet, 

der während des Verzugs untergegangen ist oder aus einem während des 
Verzugs eingetretenen Grunde nicht herausgegeben werden kann, so kann der 
Gläubiger Zinsen des zu ersetzenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, 
welcher der Bestimmung des Werthes zu Grunde gelegt wird. Das Gleiche gilt, 
wenn der Schuldner zum Ersatze der Minderung des Werthes eines während des 
Verzugs verschlechterten Gegenstandes verpflichtet ist. 

 
§. 291. 

Eine Geldschuld hat der Schuldner von dem Eintritte der Rechtshängigkeit 
an zu verzinsen, auch wenn er nicht im Verzug ist; wird die Schuld erst später 
fällig, so ist sie von der Fälligkeit an zu verzinsen. Die Vorschriften des §. 288 
Abs. 1 und des §. 289 Satz 1 finden entsprechende Anwendung. 

§. 292. 
Hat der Schuldner einen bestimmten Gegenstand herauszugeben, so 

bestimmt sich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an der Anspruch des 
Gläubigers auf Schadensersatz wegen Verschlechterung, Unterganges oder einer 
aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nach 
den Vorschriften, welche für das Verhältniß zwischen dem Eigenthümer und dem 
Besitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigenthumsanspruchs an 
gelten, soweit nicht aus dem Schuldverhältniß oder dem Verzuge des Schuldners 
sich zu Gunsten des Gläubigers ein Anderes ergiebt. 

Das Gleiche gilt von dem Anspruche des Gläubigers auf Herausgabe 
oder Vergütung von Nutzungen und von dem Anspruche des Schuldners auf 
Ersatz von Verwendungen. 

Zweiter Titel.  

Verzug des 
Gläubigers 

§. 293. 
Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er die ihm angebotene Leistung 

nicht annimmt. 

§. 294. 
Die Leistung muß dem Gläubiger so, wie sie zu bewirken ist, 

thatsächlich angeboten werden. 

§. 295. 
Ein wörtliches Angebot des Schuldners genügt, wenn der Gläubiger ihm 

erklärt hat, daß er die Leistung nicht annehmen werde, oder wenn zur Bewirkung 
der Leistung eine Handlung des Gläubigers erforderlich ist, insbesondere wenn 
der Gläubiger die geschuldete Sache abzuholen hat.  Dem Angebote der 
Leistung steht die Aufforderung an den Gläubiger gleich, die erforderliche 
Handlung vorzunehmen. 

§. 296. 
Ist für die von dem Gläubiger vorzunehmende Handlung eine Zeit nach 

dem Kalender bestimmt, so bedarf es des Angebots nur, wenn der Gläubiger die 
Handlung rechtzeitig vornimmt.  Das Gleich gilt, wenn der Handlung eine 



Kündigung vorauszugehen hat und die Zeit für die Handlung in der Weise 
bestimmt ist, daß sie sich von der Kündigung ab nach dem Kalender berechnen 
läßt. 

§. 297. 
Der Gläubiger kommt nicht in Verzug, wenn der Schuldner zur Zeit des 

Angebots oder im Falle des §. 296 zu der für die Handlung des Gläubigers 
bestimmten Zeit außer Stande ist, die Leistung zu bewirken. 

§. 298. 

Ist der Schuldner nur gegen eine Leistung des Gläubigers zu leisten verpflichtet, so 
kommt der Gläubiger in Verzug, wenn er zwar die angebotene Leistung 
anzunehmen bereit ist, die verlangte Gegenleistung aber nicht anbietet. 

§. 299. 
Ist die Leistungszeit nicht bestimmt oder ist der Schuldner berechtigt, vor 

der bestimmten Zeit zu leisten, so kommt der Gläubiger nicht dadurch in Verzug, 
daß er vorübergehend an der Annahme der angebotenen Leistung verhindert ist, 
es sei denn, daß der Schuldner ihm die Leistung eine angemessenen Zeit vorher 
angekündigt hat. 

§. 300. 
Der Schuldner hat während des Verzugs des Gläubigers nur Vorsatz und 

grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. 
Wird eine nur der Gattung nach bestimmte Sache geschuldet, so geht die 

Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Gläubiger über, in welchem er dadurch in Verzug 
kommt, daß er die angebotene Sache nicht annimmt. 

§. 301. 
Von einer verzinslichen Geldschuld hat der Schuldner während des Verzugs 

des Gläubigers Zinsen nicht zu entrichten. 

§. 302. 
Hat der Schuldner die Nutzungen eines Gegenstandes herauszugeben oder 

zu ersetzen, so beschränkt sich seine Verpflichtung während des Verzugs des 
Gläubigers auf die Nutzungen, welche er zieht. 

§. 303. 
Ist der Schuldner zur Herausgebe eines Grundstücks verpflichtet, so kann er 

nach dem Eintritte des Verzugs des Gläubigers den Besitz aufgeben. Das Aufgeben 
muß dem Gläubiger vorher angedroht werden, es sei denn, daß die Androhung 
unthunlich ist. 

§. 304. 
Der Schuldner kann im Falle des Verzugs des Gläubigers Ersatz der 

Mehraufwendungen verlangen, die er für das erfolglose Angebot sowie für die 
Aufbewahrung und Erhaltung des geschuldeten Gegenstandes machen mußte. 



… 
 

 
Zweiter Abschnitt. 

Schuldverhältnisse aus Verträgen 
Erster Titel. 

Begründung. Inhalt des Vertrags. 
 
 

§. 315. 
Soll die Leistung durch einen der Vertragschließenden bestimmt werden, so 

ist im Zweifel anzunehmen, daß die Bestimmung nach billigem Ermessen zu 
treffen ist. 

Die Bestimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Theile. 
Soll die Bestimmung nach billigem Ermessen erfolgen, so ist die 

getroffene Bestimmung für den anderen Theil nur verbindlich, wenn sie der 
Billigkeit entspricht. Entspricht sie nicht der Billigkeit, so wird die Bestimmung 
durch Urtheil getroffen; das Gleiche gilt, wenn die Bestimmung verzögert wird. 

§. 316. 
Ist der Umfang der für eine Leistung versprochenen Gegenleistung 

nicht bestimmt, so steht die Bestimmung im Zweifel demjenigen Theile zu, 
welcher die Gegenleistung zu fordern hat. 

§. 317. 
Ist die Bestimmung der Leistung einem Dritten überlassen, so ist im Zweifel 

anzunehmen, daß sie nach billigem Ermessen zu treffen ist. 
Soll die Bestimmung durch mehrere Dritte erfolgen, so ist im Zweifel 

Übereinstimmung aller erforderlich; soll eine Summe bestimmt werden, so ist, 
wenn verschiedene    Summen    bestimmt    werden,    im    Zweifel    die    
Durchschnittssumme maßgebend. 

 

§. 318. 
Die einem Dritten überlassene Bestimmung der Leistung erfolgt durch 

Erklärung gegenüber einem der Vertragschließenden. 
Die Anfechtung der getroffenen Bestimmung wegen Irrthums, Drohung 

oder arglistiger Täuschung steht nur den Vertragschließenden zu; 
Anfechtungsgegner ist der andere Theil.  Die Anfechtung muß 
unverzüglich erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem 
Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat.  Sie ist ausgeschlossen, wenn 
dreißig Jahre verstrichen sind, nachdem die Bestimmung getroffen worden ist. 

§. 319. 
Soll der Dritte die Leistung nach billigem Ermessen bestimmen, so ist 

die getroffene Bestimmung für die Vertragschließenden nicht verbindlich, wenn sie 
offenbar unbillig ist. Die Bestimmung erfolgt in diesem Falle durch Urtheil; das 
Gleiche gilt, wenn der Dritte die Bestimmung nicht treffen kann oder will oder 
wenn er sie verzögert. 

Soll der Dritte die Bestimmung nach freiem Belieben treffen, so ist der 
Vertrag unwirksam, wenn der Dritte die Bestimmung nicht treffen kann oder will 
oder wenn er sie verzögert. 



Zweiter Titel. 
Gegenseitiger Vertrag. 

 
§. 320. 

Wer aus einem gegenseitigen Vertrage verpflichtet ist, kann die ihm 
obliegende Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei 
denn, daß er vorzuleisten verpflichtet ist.   Hat die Leistung an Mehrere 
zu erfolgen, so kann dem einzelnen der ihm gebührende Theil bis zur 
Bewirkung der ganzen Gegenleistung verweigert werden.   Die Vorschrift 
des §. 273 Abs. 3 findet keine Anwendung. 

Ist von der einen Seite theilweise geleistet worden, so kann die 
Gegenleistung insoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach 
den Umständen, insbesondere wegen verhältnißmäßiger Geringfügigkeit des 
rückständigen Theiles, gegen Treu und Glauben verstoßen würde. 

 
§. 321. 

Wer aus einem gegenseitigen Vertrage vorzuleisten verpflichtet ist, kann, 
wenn nach dem Abschlüsse des Vertrags in den Vermögensverhältnissen des 
anderen Theiles eine wesentliche Verschlechterung eintritt, durch die der Anspruch 
auf die Gegenleistung gefährdet wird, die ihm obliegende Leistung verweigern, 
bis die Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie geleistet wird. 

§. 322. 
Erhebt aus einem gegenseitigen Vertrage der eine Theil Klage auf die 

ihm geschuldete Leistung, so hat die Geltendmachung des dem anderen Theile 
zustehenden Rechtes, die Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung zu 
verweigern, nur die Wirkung, daß der andere Theil zur Erfüllung Zug um Zug zu 
verurtheilen ist. 

Hat der klagende Theil vorzuleisten, so kann er, wenn der andere Theil 
im Verzuge der Annahme ist, auf Leistung nach Empfang der Gegenleistung 
klagen. 

Auf die Zwangsvollstreckung findet die Vorschrift des §. 274 Abs. 2 
Anwendung. 

§. 323. 
Wird die aus einem gegenseitigen Vertrage dem einen Theile obliegende 

Leistung in Folge eines Umstandes unmöglich, den weder er noch der andere 
Theil zu vertreten hat, so verliert er den Anspruch auf die Gegenleistung; bei 
theilweiser Unmöglichkeit mindert sich die Gegenleistung nach Maßgabe der §§. 
472, 473. 

Verlangt der andere Theil nach §. 281 Herausgabe des für den 
geschuldeten Gegenstand erlangten Ersatzes oder Abtretung des 
Ersatzanspruchs, so bleibt er zur Gegenleistung verpflichtet; diese mindert sich 
jedoch nach Maßgabe der §§. 472, 473 insoweit, als der Werth des Ersatzes oder 
des Ersatzanspruchs hinter dem Werthe der geschuldeten Leistung zurückbleibt. 

Soweit die nach diesen Vorschriften nicht geschuldete Gegenleistung 
bewirkt ist, kann das Geleistete nach den Vorschriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werden. 

§. 324. 
Wird die aus einem gegenseitigen Vertrage dem einen Theile obliegende 

Leistung in Folge eines Umstandes, den der andere Theil zu vertreten hat, 
unmöglich, so behält er den Anspruch auf die Gegenleistung.  Er muß sich 
jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er in Folge der Befreiung von der 
Leistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 

Das Gleiche gilt, wenn die dem einen Theile obliegende Leistung in Folge 
eines von ihm nicht zu vertretenden Umstandes zu einer Zeit unmöglich wird, zu 
welcher der andere Theil im Verzüge der Annahme ist. 



§. 325. 
Wird die aus einem gegenseitigen Vertrage dem einen Theile obliegende 

Leistung in Folge eines Umstandes, den er zu vertreten hat, unmöglich, so kann 
der andere Theil Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangen oder von dem 
Vertrage zurücktreten.        Bei theilweiser Unmöglichkeit ist er, wenn die 
theilweise Erfüllung des Vertrags für ihn kein Interesse hat, berechtigt, 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit nach 
Maßgabe des §. 280 Abs. 2 zu verlangen oder von dem ganzen Vertrage 
zurückzutreten.  Statt des Anspruchs auf Schadensersatz und des 
Rücktrittsrechts kann er auch die für den Fall des §. 323 bestimmten Rechte 
geltend machen. 

Das Gleiche gilt in dem Falle des §. 283, wenn nicht die Leistung bis zum 
Ablaufe der Frist bewirkt wird oder wenn sie zu dieser Zeit theilweise nicht bewirkt 
ist. 

§. 326. 
Ist bei einem gegenseitigen Vertrage der eine Theil mit der ihm 

obliegenden Leistung im Verzuge, so kann ihm der andere Theil zur Bewirkung der 
Leistung eine angemessene Frist mit der Erklärung bestimmen, daß er die 
Annahme der Leistung nach dem Ablaufe der Frist ablehne.   Nach 
dem Ablaufe der Frist ist er berechtigt, Schadensersatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen oder von dem Vertrage zurückzutreten, wenn 
nicht die Leistung rechtzeitig erfolgt ist; der Anspruch auf Erfüllung ist 
ausgeschlossen.  Wird die Leistung bis zum Ablaufe der Frist theilweise nicht 
bewirkt, so findet die Vorschrift des §. 325 Abs. 1 Satz 2 entsprechende 
Anwendung. 

Hat die Erfüllung des Vertrags in Folge des Verzugs für den anderen Theil 
kein Interesse, so stehen ihm die im Abs. 1 bezeichneten Rechte zu, ohne daß 
es der Bestimmung einer Frist bedarf. 

§. 327. 
Auf das in den §§. 325, 326 bestimmte Rücktrittsrecht finden die für das 

vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorschriften der §§. 346 bis 356 
entsprechende Anwendung.   Erfolgt der Rücktritt wegen eines 
Umstandes, den der andere Theil nicht zu vertreten hat, so haftet dieser nur 
nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung. 
 

… 
 

Sechster Titel. 
Dienstvertrag. 

 
§. 611 . 

Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zusagt, zur Leistung 
der versprochenen Dienste, der andere Theil zur Gewährung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet.  

Gegenstand des Dienstvertrages können Dienste jeder Art sein. 
 

§. 612 . 
Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Dienstleistung den 

Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 
Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer 

Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung als 
vereinbart anzusehen. 



 
§. 613 . 

Der zur Dienstleistung Verpflichtete hat die Dienste im Zweifel in Person zu 
leisten.   Der Anspruch auf die Dienste ist im Zweifel nicht übertragbar. 
 

§. 614 . 
Die Vergütung ist nach der Leistung der Dienste zu entrichten. Ist die 

Vergütung nach Zeitabschnitten bemessen, so ist sie nach dem Ablaufe der 
einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten. 
 

§. 615 . 
Kommt der Dienstberechtigte mit der Annahme der Dienste in Verzug, so kann 

der Verpflichtete für die infolge des Verzugs nicht geleisteten Dienste die vereinbarte 
Vergütung verlangen, ohne zur Nachleistung verpflichtet zu sein. Er muß sich jedoch 
den Werth desjenigen anrechnen lassen, was er infolge des Unterbleibens der 
Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterläßt. 
 

§. 616 . 
Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf die Vergütung 

nicht dadurch verlustig, daß er für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch 
einen in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der Dienstleistung 
verhindert wird. Er muß sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher ihm für 
die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen 
bestehenden Kranken- oder Unfallversicherung zukommt. 
 

§. 617 . 
Ist bei einem dauernden Dienstverhältnisse, welches die Erwerbsthätigkeit des 

Verpflichteten vollständig oder hauptsächlich in Anspruch nimmt, der Verpflichtete in 
die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der Dienstberechtigte ihm im Falle 
der Erkrankung die erforderliche Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur Dauer 
von sechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Dienstverhältnisses 
hinaus, zu gewähren, sofern nicht die Erkrankung von dem Verpflichteten vorsätzlich 
oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden ist. Die Verpflegung und 
ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme des Verpflichteten in eine 
Krankenanstalt gewährt werden. Die Kosten können auf die für die Zeit der 
Erkrankung geschuldete Vergütung angerechnet werden. Wird das Dienstverhältniß 
wegen der Erkrankung von dem Dienstberechtigten nach §. 626 gekündigt, so bleibt 
die dadurch herbeigeführte Beendigung des Dienstverhältnisses außer Betracht. 
 

Die Verpflichtung des Dienstberechtigten tritt nicht ein, wenn für die 
Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Versicherung oder durch eine 
Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorsorge getroffen ist. 
 

§. 618 . 
Der Dienstberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder Geräthschaften, die er 

zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen hat, so einzurichten und zu unterhalten 
und Dienstleistungen, die unter seiner Anordnung oder seiner Leitung vorzunehmen 
sind, so zu regeln, daß der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Gesundheit 
soweit geschützt ist, als die Natur der Dienstleistung es gestattet. 

Ist der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der 
Dienstberechtigte in Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der Verpflegung sowie 
der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu treffen, 



welche mit Rücksicht auf die Gesundheit, die Sittlichkeit und die Religion des 
Verpflichteten erforderlich sind. 

 Erfüllt der Dienstberechtigte die ihm in Ansehung des Lebens und der 
Gesundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, so finden auf seine 
Verpflichtung zum Schadensersatze die für unerlaubte Handlungen geltenden 
Vorschriften der §§. 842 bis 846 entsprechende Anwendung. 

 
§ 619 . 

Die dem Dienstberechtigten nach den §§. 617, 618 obliegenden 
Verpflichtungen können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder beschränkt 
werden. 
 

§. 620 . 
Das Dienstverhältniß endigt mit dem Ablaufe der Zeit, für die es eingegangen 

ist. 
Ist die Dauer des Dienstverhältnisses weder bestimmt noch aus der 

Beschaffenheit oder dem Zwecke der Dienste zu entnehmen, so kann jeder Theil das 
Dienstverhältniß nach Maßgabe der §§. 621 bis 623 kündigen. 
 

§. 621 . 
Ist die Vergütung nach Tagen bemessen, so ist die Kündigung an jedem Tage 

für den folgenden Tag zulässig. 
Ist die Vergütung nach Wochen bemessen, so ist die Kündigung nur für den 

Schluß einer Kalenderwoche zulässig; sie hat spätestens am ersten Werktage der 
Woche zu erfolgen. 

Ist die Vergütung nach Monaten bemessen, so ist die Kündigung nur für den 
Schluß eines Kalendermonats zulässig; sie hat spätestens am fünfzehnten des 
Monats zu erfolgen. 

Ist die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabschnitten bemessen, 
so ist die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs und nur unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen zulässig. 
 

§. 622 . 
Das Dienstverhältniß der mit festen Bezügen zur Leistung von Diensten 

höherer Art Angestellten, deren Erwerbsthätigkeit durch das Dienstverhältniß 
vollständig oder hauptsächlich in Anspruch genommen wird, insbesondere der 
Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Gesellschafterinnen, kann nur für den Schluß eines 
Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs 
Wochen gekündigt werden, auch wenn die Vergütung nach kürzeren Zeitabschnitten 
als Vierteljahren bemessen ist 
 

§. 623 . 
Ist die Vergütung nicht nach Zeitabschnitten bemessen, so kann das 

Dienstverhältniß jederzeit gekündigt werden; bei einem die Erwerbsthätigkeit des 
Verpflichteten vollständig oder hauptsächlich in Anspruch nehmenden 
Dienstverhältniß ist jedoch eine Kündigungsfrist von zwei Wochen einzuhalten. 
 

§. 624 . 
Ist das Dienstverhältniß für die Lebenszeit einer Person oder für längere Zeit 

als fünf Jahre eingegangen, so kann es von dem Verpflichteten nachdem Ablaufe 
von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate. 



 
§ 625 . 

Wird das Dienstverhältniß nach dem Ablaufe der Dienstzeit von dem 
Verpflichteten mit Wissen des anderen Theiles fortgesetzt, so gilt es als auf 
unbestimmte Zeit verlängert, sofern nicht der andere Theil unverzüglich widerspricht. 
 

§. 626 . 
Das Dienstverhältniß kann von jedem Theile ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
 

§. 627 . 
Hat der zur Dienstleistung Verpflichtete, ohne in einem dauernden 

Dienstverhältnisse mit festen Bezügen zu stehen, Dienste höherer Art zu leisten, die 
auf Grund besonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen, so ist die 
Kündigung auch ohne die im § 626 bezeichnete Voraussetzung zulässig. 

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß sich der Dienstberechtigte 
die Dienste anderweitig beschaffen kann, es sei denn, daß ein wichtiger Grund für 
die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne solchen Grund zur Unzeit, so hat 
er dem Dienstberechtigten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 
 

§ 628 . 
Wird nach dem Beginne der Dienstleistung das Dienstverhältniß auf Grund 

des §. 626 oder des §. 627 gekündigt, so kann der Verpflichtete einen seinen 
bisherigen Leistungen entsprechenden Theil der Vergütung verlangen. Kündigt er, 
ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen Theiles dazu veranlaßt zu sein, 
oder veranlaßt er durch sein vertragswidriges Verhalten die Kündigung des anderen 
Theiles, so steht ihm ein Anspruch auf die Vergütung insoweit nicht zu, als seine 
bisherigen Leistungen in Folge der Kündigung für den anderen Theil kein Interesse 
haben. Ist die Vergütung für eine spätere Zeit im voraus entrichtet, so hat der 
Verpflichtete sie nach Maßgabe des §. 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines 
Umstandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorschriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerstatten. 

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Theiles 
veranlaßt, so ist dieser zum Ersatze des durch die Aufhebung des 
Dienstverhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet. 
  

§. 629 . 
Nach der Kündigung eines dauernden Dienstverhältnisses hat der 

Dienstberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemessene Zeit zum 
Aufsuchen eines anderen Dienstverhältnisses zu gewähren. 
 

§. 630 . 
Bei der Beendigung eines dauernden Dienstverhältnisses kann der 

Verpflichtete von dem anderen Theile ein schriftliches Zeugniß über das 
Dienstverhältniß und dessen Dauer fordern. Das Zeugniß ist auf Verlangen auf die 
Leistungen und die Führung im Dienste zu erstrecken. 
 


